
  

Herkunft eines Räubers genannt

Redaktionsleiter Online sieht Glaubwürdigkeit der Zeitung
in Gefahr

Eine Lokalzeitung veröffentlicht online einen Beitrag unter der Überschrift „Räuber in
einer Tankstelle in (…) eingesperrt“. Ein 18 Jahre alter Asylbewerber aus dem Irak –
so die Zeitung – sei wegen räuberischer Erpressung von der Polizei festgenommen
worden. Der Mann habe von einer Angestellten Geld gefordert. Als diese ihm nichts
geben wollte, habe der 18-Jährige mit einer Eisenkette auf den Tresen geschlagen.
Die Angestellte sei in einen Nebenraum geflüchtet, habe von dort aus die Außentür
verriegelt und die Polizei verständigt. Ein Leser der Zeitung kritisiert die Zeitung, weil
sie die ethnische Herkunft des Täters genannt und damit gegen Ziffer 12, Richtlinie
12.1, des Pressekodex verstoßen habe. Der Leiter der Onlineredaktion vertritt die
Ansicht, dass es im Interesse der Glaubwürdigkeit der Zeitung notwendig sei, die
Herkunft des Straftäters zu nennen. Die Tat habe sich an einer stark frequentierten
Tankstelle im Zentrum des Verlagsortes ereignet. Der Pächter, seine Mitarbeiter und
auch andere Kunden hätten gewusst, dass es sich bei dem Täter um einen
Asylbewerber gehandelt habe. Die Nachricht habe sich schnell in der Stadt
verbreitet. Der Tankstellen-Pächter habe ein Video von dem Überfall auf seiner
Facebook-Seite veröffentlicht. Hätte die Zeitung als führendes lokales Medium die
Herkunft des Täters verschwiegen, hätte man ihr zu Recht den Vorwurf machen
können, sie verschweige bewusst Straftaten von Flüchtlingen. Der Redaktionsleiter
schließt seine Stellungnahme mit dem Hinweis, der Tankstellen-Überfall habe sich
auf dem Höhepunkt der bundesweiten Diskussion über die Ereignisse in der
Silvesternacht am Kölner Hauptbahnhof ereignet. Gerade die durch die Kölner
Ereignisse entfachte Diskussion stelle nach Auffassung der Zeitung einen
„begründbaren Sachbezug“ im Sinne von Richtlinie 12.1 dar.

Die Veröffentlichung verstößt gegen presseethische Grundsätze, weshalb der
Beschwerdeausschuss einen Hinweis ausspricht. Er bezieht sich dabei auf Ziffer 12,
Richtlinie 12.1 (Diskriminierungen bzw. Berichterstattung über Straftaten). Im
Gegensatz zu dem Redaktionsleiter sieht der Beschwerdeausschuss keinen
begründbaren Sachbezug, der die Nennung der ethnischen Herkunft des Tankstellen-
Räubers rechtfertigen würde. Für das Verständnis dieser individuellen Einzeltat ist
diese Erwähnung nicht erforderlich. Für den Leser entsteht durch die Art der
Berichterstattung der Eindruck, Nationalität und Asylbewerberstatus des Täters
hätten ursächlich etwas mit der Tat zu tun. Die Erwähnung dieser Fakten ist
geeignet, Vorurteile zu schüren. Intensiv setzt sich der Ausschuss mit der
Argumentation der Zeitung auseinander. Der Hinweis auf die
Glaubwürdigkeitsdiskussion zwischen Zeitung und Leserschaft reicht nicht aus, um



im vorliegenden Fall anders zu entscheiden. Die Übermittlung von Informationen in
anderen Medien oder auch durch Betroffene in sozialen Netzwerken enthebt die
Redaktion nicht einer ethisch verantwortungsvollen Abwägung der relevanten
Informationen im konkreten Einzelfall. Auch der Hinweis auf die bundesweite
Diskussion nach den Kölner Ereignissen stellt keinen pauschalen Sachbezug her,
der die Erwähnung der Herkunft bei einer individuellen Straftat rechtfertigen würde.
(0054/16/1)

Aktenzeichen:0054/16/1
Veröffentlicht am: 01.01.2016
Gegenstand (Ziffer): Diskriminierungen (12);
Entscheidung: Hinweis 

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

http://www.tcpdf.org

